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69. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher
Urkunden von der Beglaubigung

70. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zum Schutz der Alpen (Alpenkon-
vention)

71. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über Geldwäsche sowie Ermittlung,
Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten

69. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung

Nach Mitteilung der Niederländischen Regierung hat Swasiland *) am 3. Februar 1998 nachstehende
Behörde als die einzige zur Ausstellung der Apostille gemäß Art. 6 Abs. 2 des Übereinkommens zur
Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung (BGBl. Nr. 27/1968, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 22/1998) zuständige Behörde notifiziert:

„the Principal Secretary’s Office in the Ministry of Foreign Affairs and Trade“.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 264/1979
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70. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention)

Frankreich  hat am 15. Jänner 1996 seine Ratifikationsurkunde und die Europäische Gemeinschaft
am 4. März 1996 ihre Genehmigungsurkunde bei der Republik Österreich als Verwahrer des Überein-
kommens zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention) (BGBl. Nr. 477/1995) hinterlegt.

Frankreich hat anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde folgende Erklärungen
abgegeben:

– mit Bezug auf den 6. Präambularparagraphen: das Übereinkommen wird in einer Weise
angewandt werden, welche das stabile und langfristige Gleichgewicht zwischen Schutz und
Entwicklung der Alpen wahren soll, wobei dieses hinsichtlich jeder der in Art. 2 Abs. 1 erwähnten
alpinen Regionen auszumachen sein wird;

– mit Bezug auf die in Art. 2 aufscheinenden allgemeinen Verpflichtungen: eine Änderung der
derzeitigen französischen Rechtslage ist zur Anwendung des Übereinkommens nicht angezeigt;

– mit Bezug auf Art. 1: Sie wird dessen Anwendungsbereich weder über den Alpenraum noch
jenseits der im Anhang zum Übereinkommen festgelegten Grenzen hinausdehnen;

– mit Bezug auf Art. 2 Abs. 3: die Durchführung des Übereinkommens wird unter Wahrung der den
jeweiligen öffentlichen Körperschaften eingeräumten Kompetenzen und gemäß den im französi-
schen Recht vorgesehenen Instrumenten erfolgen;

– mit Bezug auf Art. 2 Abs. 3: die verschiedenen Maßnahmen zur Anwendung des Überein-
kommens werden auf hiefür geeigneten Gebieten unter Berücksichtigung von deren Eigenheiten
durchgeführt werden müssen;

– mit Bezug auf die Art. 5 und 8 werden die Vertreter der Abgeordneten sowie von betroffenen
Berufsverbänden und Vereinen an der Ausarbeitung, am Follow-up und an der Bewertung der im
Art. 2 Abs. 3 vorgesehenen Protokolle beteiligt werden.
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71. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von
Erträgen aus Straftaten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und
Einziehung von Erträgen aus Straftaten (BGBl. III Nr. 153/1997, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. III Nr. 9/1998) hinterlegt.

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Belgien 28. Jänner 1998
Ukraine 26. Jänner 1998

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde hat die Ukraine nachstehende Vorbehalte zum
Übereinkommen erklärt:

Art. 14 Abs. 2 des Übereinkommens findet nur vorbehaltlich der Verfassungsgrundsätze und der
Grundzüge der Rechtsordnung der Ukraine Anwendung.

Die in Art. 25 Abs. 3 des Übereinkommens bezeichneten Ersuchen und beigefügten Schriftstücke
sind mit einer beigelegten Übersetzung in das Ukrainische oder in eine der offiziellen Sprachen des
Europarates an die Ukraine zu richten, wenn sie nicht in einer dieser Sprachen verfaßt sind.

Gemäß Art. 32 Abs. 2 des Übereinkommens erklärt die Ukraine, daß ihre vorherige Zustimmung
erforderlich ist, damit die von ihr nach Kapitel III des Übereinkommens zur Verfügung gestellten
Informationen oder Beweismittel von den Behörden der ersuchenden Vertragspartei für andere als die in
dem Ersuchen bezeichneten Ermittlungs- oder Verfahrenszwecke verwendet oder übermittelt werden
dürfen.
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